
 

  

S 15 RJ 49/02

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
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1. Instanz

Aktenzeichen S 15 RJ 49/02
Datum 19.02.2002

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 RJ 105/02
Datum 14.01.2003

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
MÃ¼nchen vom 19. Februar 2002 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist die Wirksamkeit einer KlagerÃ¼cknahme.

Der am 1948 geborene KlÃ¤ger beantragte am 22.04.1999 bei der Beklagten die
Bewilligung einer Versichertenrente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit. Mit
Bescheid vom 12.10.1999 (bestÃ¤tigt durch Widerspruchsbescheid vom
26.04.2000) lehnte die Beklagte dieses Begehren ab, weil der KlÃ¤ger trotz der im
Verwaltungsverfahren festgestellten gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen ihm
zumutbare TÃ¤tigkeiten unter nur qualitativen EinschrÃ¤nkungen noch vollschichtig
ausÃ¼ben kÃ¶nne und somit die gesetzlichen Voraussetzungen fÃ¼r eine Rente
wegen Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit nicht vorlÃ¤gen. Im anschlieÃ�enden
Klageverfahren zog das Sozialgericht MÃ¼nchen (SG) die einschlÃ¤gigen
Ã¤rztlichen Unterlagen bei und holte SachverstÃ¤ndigengutachten des Dr.L.
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(chirurgisch/orthopÃ¤disch), des Dr.K. (neurologisch/psychiatrisch) sowie des Dr.D.
(internistisch) ein. Alle drei SachverstÃ¤ndige hielten den KlÃ¤ger trotz
gesundheitlich bedingter Leistungsminderungen fÃ¼r vollschichtig einsetzbar bei
nur qualitativen EinschrÃ¤nkungen. Das SG fÃ¼hrte daraufhin den
Verhandlungstermin vom 18.12.2001 durch. Dort erklÃ¤rte der KlÃ¤ger, er stehe
noch in einem vollen ArbeitsverhÃ¤ltnis. Nach gerichtlichem Hinweis auf die
Gutachtenslage und die rechtliche Situation erklÃ¤rte der BevollmÃ¤chtigte des
KlÃ¤gers mit dessen Zustimmung, die Klage werde zurÃ¼ckgenommen.

Mit Schreiben vom 19.12.2001 hat der KlÃ¤ger vorgetragen, nach Beratung und
nochmaliger Ã�berlegung erklÃ¤re er, er nehme die Klage nicht zurÃ¼ck. Das SG
hat die Klage als Feststellungsklage fortgefÃ¼hrt. Auf gerichtlichen Hinweis zur
beabsichtigten Entscheidung durch Gerichtsbescheid hat der KlÃ¤ger auf seine
gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen hingewiesen und ausgefÃ¼hrt, er kÃ¶nne nach
seiner Ansicht auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt keine TÃ¤tigkeiten mehr
ausÃ¼ben, allenfalls zu Lasten der Restgesundheit.

Das SG hat durch Gerichtsbescheid vom 19.02.2002 festgestellt, dass die Klage
durch die RÃ¼cknahmeerklÃ¤rung vom 18.12.2001 zurÃ¼ckgenommen und der
Rechtsstreit erledigt sei. Zur BegrÃ¼ndung hat das SG ausgefÃ¼hrt, der KlÃ¤ger
habe in der mÃ¼ndlichen Verhandlung eindeutig und rechtswirksam die
KlagerÃ¼cknahme erklÃ¤rt. Ein Widerruf oder eine Anfechtung dieser ErklÃ¤rung
seien nicht mÃ¶glich, WiederaufnahmegrÃ¼nde nicht ersichtlich.

Gegen dieses Urteil hat der KlÃ¤ger Berufung eingelegt mit dem sinngemÃ¤Ã�en
Antrag,

die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 12.10.1999 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 26.04.2000 zu verurteilen, ihm aufgrund des Antrags
vom 22.04.1999 Rente wegen Berufs- bzw. ErwerbsunfÃ¤higkeit zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte hat beantragt,

die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
MÃ¼nchen vom 19.02.2002 zurÃ¼ckzuweisen.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf die beigezogenen Verwaltungsakten der
Beklagten sowie die Akten des SG MÃ¼nchen Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist nicht begrÃ¼ndet. Zu Recht hat das SG festgestellt,
dass die Klage gegen den Bescheid vom 12.10.1999 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 26.04.2000 durch die RÃ¼cknahmeerklÃ¤rung vom
18.12.2001 erledigt ist.

Streitig ist die Wirksamkeit der RÃ¼cknahmeerklÃ¤rung im Verhandlungstermin
18.12.2001 vor dem SG MÃ¼nchen. Zutreffend hat das SG diesen Streit als
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Fortsetzungsfeststellungsverfahren angesehen mit dem inhaltlichen Begehren der
gerichtlichen Feststellung, dass das Ausgangsverfahren durch diese ErklÃ¤rung
nicht beendet sei (vgl. BSG SozR 1500 Â§ 102 Nr.2; Meyer-Ladewig,
Sozialgerichtsgesetz, 7. Auflage, Â§ 102 Rdnrn.12, 9a).

Wie die Niederschrift vom 18.12.2001 beweist, hat der BevollmÃ¤chtigte des
KlÃ¤gers mit dessen Zustimmung erklÃ¤rt, die Klage zurÃ¼ckzunehmen. Diese
ErklÃ¤rung wurde unbedingt, unzweideutig und ohne Vorbehalt abgegeben,
nachdem die Streitsache in tatsÃ¤chlicher und rechtlicher Hinsicht erÃ¶rtert worden
war. In ihrem objektiven Inhalt stellt diese ErklÃ¤rung die ZurÃ¼ckziehung des
eingelegten Rechtsmittels gegen die Verwaltungsentscheidung der Beklagten dar,
wie dies aus der Sicht eines objektiven ErklÃ¤rungsempfÃ¤ngers nach Treu und
Glauben zu verstehen ist. VernÃ¼nftige Zweifel an der Wirksamkeit der
RÃ¼cknahmeerklÃ¤rung sind nicht ersichtlich.

Die RÃ¼cknahme einer Klage kann nachtrÃ¤glich nicht mehr beliebig beseitigt
werden, denn sie ist eine ProzesserklÃ¤rung (vgl. Bayer. Landessozialgericht, Urteil
vom 31.10.1990, L 10 V 69/87; Meyer-Ladewig, a.a.O., Rdnr.7c). Mithin ist die
ErklÃ¤rung weder wegen Irrtums oder wegen WillensmÃ¤ngeln anfechtbar noch
widerrufbar (stÃ¤ndige Rechtsprechung, vgl. BSG SozR Â§ 102 SGG Nr.6), weil die
Vorschriften des BÃ¼rgerlichen Rechts Ã¼ber die Anfechtung von
WillenserklÃ¤rungen auf Prozesshandlungen nicht anwendbar sind. Das Ã¶ffentliche
Interesse an einem geordneten Prozessgang verbietet ebenso wie der Grundsatz
der Rechtssicherheit, dass eine ProzesserklÃ¤rung wie die vorliegende auf
unbestimmte Zeit in der Schwebe bleiben kann.

Nur im Ausnahmefall kann eine KlagerÃ¼cknahme nachtrÃ¤glich beseitigt werden,
falls WiederaufnahmegrÃ¼nde gemÃ¤Ã� Â§Â§ 179, 180 Sozialgerichtsgesetz (SGG)
i.V.m. Â§Â§ 578 ff. Zivilprozessordnung erfÃ¼llt wÃ¤ren. HierfÃ¼r bietet der
vorliegende Rechtsstreit aber keinerlei Anhaltspunkte.

Die Berufung des KlÃ¤gers bleibt damit ohne Erfolg.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, sind nicht ersichtlich (Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2
SGG).

Erstellt am: 03.09.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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